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Antwort 

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Dr. Klein (Göttingen), Dr. Wörner, Frau 
Dr. Walz, Reddemann, Dr. Kraske, Dr. Köhler (Wolfsburg), Kroll-Schlüter, Dr. Hupka, 
Rommerskirchen, Dr. Jenninger, Ernesti, Solke, Nordlohne, de Terra und Genossen 
und der Fraktion der CDU/CSU 
- Drucksache 7/4346 - 


betr. Androhung presserechtlicher und strafrechtlicher Konsequenzen durch den 
Bundesminister der Verteidigung Georg Leber wegen ZDF-Sendung 
am 15. Oktober 1975 über angeblich parteipolitisch orientierte Personalführung 
in der Bundeswehr 


Der Bundesminister der Verteidigung hat mit Schreiben vom 
11. Dezember 1975 die Kleine Anfrage wie folgt beantwortet: 


1. Wie beurteilt die Bundesregierung den Versuch des Bundes- 
verteidigungsministers, durch die Androhung presserechtlicher 
und strafrechtlicher Konsequenzen die Ausstrahlung einer kri- 
tischen Fernsehsendung zu verhindern, im Hinblick auf die durch 
Artikel 5 GG verfassungsrechtlich garantierte Rundfunkfreiheit, 
und wie glaubt sie, Versuchen dieser Art künftig wirksam be- 
gegnen zu können? 

Wie der Parlamentarische Staatssekretär des Bundesministers 
der Verteidigung in seiner schriftlichen Antwort vom 6. Novem- 
ber 1975 auf Fragen des Herrn Abgeordneten Rommerskirchen 
dargelegt hat (Stenographischer Bericht über die 200. Sitzung 
des Deutschen Bundestages, S. 13864 D, 13865 A), ist es das er- 
klärte Ziel der Bundesregierung, Presse- und Rundfunkfreiheit 
sowie Meinungsvielfalt in unseren Massenmedien zu erhalten 
und zu fördern. Kritische Stellungnahmen zur Regierungspolitik 
betrachtet die Bundesregierung als in einem freien Land selbst- 
verständliche Beiträge. Auch der Bundesminister der Verteidi- 
gung hat zu keinem Zeitpunkt versucht, die Ausstrahlung einer 
Fernsehsendung zu verhindern, sondern der Bundesminister der 
Verteidigung hat presse- und strafrechtliche Maßnahmen zum 
vorbeugenden Schutz ihm unterstellter Soldaten lediglich für 
den Fall in Aussicht gestellt, daß der beabsichtigte Beitrag 
schwerwiegende und nicht wieder gutzumachende Folgen für 
militärische Vorgesetzte haben würde und die Führungsfähig- 
keit dieser Vorgesetzten unwiederbringlich beeinträchtigen 
würde. In der bloßen Ankündigung möglicher, wenn rechtlich 
gebotener Schritte, vermag die Bundesregierung keine Beein- 
trächtigung der Rundfunkfreiheit zu sehen. 
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2. Wie beurteilt die Bundesregierung die erstaunliche Tatsache, 
daß sich das Bundesministerium der Verteidigung zu dieser 
„sehr massiven und den Möglichkeiten der Schädigung ange- 
messenen Prophylaxe" (A. Halle) entschloß, ohne vorher den 
Versuch gemacht zu haben, das Manuskript einzusehen oder 
über den Inhalt des Films Kenntnis zu bekommen? 


Der Bundesminister der Verteidigung wird auch in Zukunft 
nicht den Versuch unternehmen, in die redaktionelle Vorberei- 
tung journalistischer Beiträge einzugreifen, es sei denn, er wird 
von Journalisten um Information oder Hilfe gebeten. Dies 
schließt nicht aus, daß der Bundesminister der Verteidigung 
gewichtige Einzelheiten eines geplanten Beitrages erfährt. 
Wenn daraus hervorgeht, daß militärische Vorgesetzte durch 
möglicherweise wahrheitswidrige Behauptungen in der Wahr- 
nehmung ihres Führungsauftrages beeinträchtigt würden, so 
muß es ihm auch in Zukunft in Wahrnehmung seiner Fürsorge- 
pflicht erlaubt sein, auf die in einem freien Rechtsstaat gelten- 
den Rechte zum Schutz der Persönlichkeit hinzuweisen. 


3. Während der Bundespressekonferenz am 15. Oktober 1975 er- 
klärte der Sprecher des Bundesverteidigungsministeriums Arnim 
Halle auf die Frage eines Journalisten: „ . . . wir haben noch 
keinen Aufschluß darüber, was im einzelnen in diesem Filmbei- 
trag zur Sprache kommen wird. Wir wissen aber aus zahlreichen 
Gesprächen mit dem den Beitrag selbst gestaltenden Redakteur, 
in welcher Richtung die Recherchen gingen und welche Personen 
befragt werden sollten. Daraus konnten wir bestimmte Schlüsse 
ziehen, die uns veranlassen, zum Schutz eben dieser Personen 
eine entsprechende Vorwarnung abzugeben." Hält es die Bun- 
desregierung für richtig, daß ein Beitrag, dessen Inhalt sie nicht 
kannte und über den es zum Zeitpunkt der Pressekonferenz am 
15. Oktober 1975 nur Vermutungen gab, allein deswegen ver- 
hindert werden sollte, weil „eine polemische und im hohen 
Maße selbst parteiliche Magazinbetrachtung, wie Herr Löwenthal 
sie pflegt", befürchtet wurde? 


Wie bereits in der Antwort auf die Frage 2 ausgeführt, hat die 
Bundesregierung bzw. hat der Bundesminister der Verteidigung 
nicht den Versuch unternommen, die Ausstrahlung der Sendung 
zu verhindern. Der Hinweis auf möglicherweise gebotene recht- 
liche Schritte diente lediglich dem vorbeugenden Schutz des 
Ansehens militärischer Vorgesetzter. 


4. Muß nicht befürchtet werden, daß die Art und Weise, wie das 
Bundesverteidigungsministerium in diesem Fall versucht hat, 
durch massive Drohungen die Rundfunkfreiheit einzuschränken, 
zu einer weiteren schwerwiegenden und bedenklichen Beein- 
trächtigung des Verhältnisses zwischen Presse und Bundesregie- 
rung führen? 

Diese Furcht ist unbegründet, denn wie der Parlamentarische 
Staatssekretär des Bundesministers der Verteidigung in seinem 
Schreiben vom 6. November 1975 bereits ausgeführt hat, garan- 
tiert nach Auffassung der Bundesregierung Presse- und Rund- 
funkfreiheit das Recht auf journalistischem Irrtum und deckt 
auch Polemik. Presserecht und Strafrecht dagegen sichern die 
Interessen aller Bürger, auch der Bürger in Uniform. Beidem, 
Pressefreiheit und Presserecht, Geltung zu verschaffen und zu 
erhalten, bleibt das erklärte Ziel der Bundesregierung. 
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5. Erheben Bundesverteidigungsministerium und Bundeswehr - wie 
das einige Ausführungen des Sprechers des Ministeriums Arnim 
Halle während der Bundespressekonferenz am 15. Oktober 1975 
vermuten lassen - den Anspruch einer Sonderstellung, und wie 
gedenkt die Bundesregierung, künftig nicht mehr den Eindruck 
entstehen zu lassen, das Bundesministerium der Verteidigung 
entziehe sich demokratischer Kritik und öffentlicher Kontrolle? 


Es gibt nicht den geringsten Anlaß anzunehmen, das Bundes- 
ministerium der Verteidigung und die Bundeswehr entzögen 
sich demokratischer Kritik und öffentlicher Kontrolle. Aber es 
muß erlaubt sein, daß der Bundesminister der Verteidigung 
militärische Vorgesetzte vorbeugend gegen inhaltlich nicht ver- 
tretbare Vorwürfe in Schutz nimmt. Die bloße Ankündigung 
möglicher, wenn rechtlich gebotener Schritte, beeinträchtigt in 
keiner Weise die Presse- und Rundfunkfreiheit. Auch nimmt 
die Bundeswehr und nehmen die Soldaten in diesem Zusam- 
menhang keine Sonderstellung ein, wie es übrigens der Spre- 
cher des Bundesministeriums der Verteidigung in der oben 
zitierten Bundespressekonferenz selbst deutlich hervorgehoben 
hat. 


6. Welche Gründe „dienstlich gebotener Fürsorge" haben den 
Bundesverteidigungsminister im einzelnen veranlaßt, sowohl 
Dreharbeiten im Bereich der Bundeswehrhochschule München als 
auch Interviews von Hochschulangehörigen im Dienst zu unter- 
sagen, und wie vereinbaren sich Aufnahme- und Aussageverbot 
mit dem ursprünglich proklamierten Konzept der „selbstver- 
ständlichen Offenheit" dieser Hochschule? 

Gegenstand des geplanten Filmbeitrages des ZDF-Magazins 
waren u. a. militärische Vorgesetzte in der Bundeswehrhoch- 
schule München, die Beteiligte eines Verfahrens nach der Wehr- 
beschwerdeordnung waren. Es entsprach daher der Fürsorge- 
pflicht des Stellvertreters des Generalinspekteurs der Bundes- 
wehr, als höchstem militärischen Vorgesetzten dieser Soldaten, 
daß auch er den Redakteur darum bat, von einer Befragung 
dieser Soldaten im Dienst und zu dienstlichen Dingen abzu- 
sehen. Dies konnte und kann keineswegs als ein Aussageverbot 
für die Betroffenen außer Dienst und außerhalb der Kaserne 
gedeutet werden. Wenn also die Betroffenen nicht bereit waren, 
dem Redakteur außerhalb der Kaserne Rede und Antwort zu 
stehen, so war dies allein ihre Entscheidung. 

Der Generalinspekteur der Bundeswehr und der stellvertre- 
tende Generalinspekteur haben den Redakteur des Filmbeitra- 
ges zu ausführlichen Gesprächen im Bundesministerium der 
Verteidigung empfangen. 

Die Hochschulen der Bundeswehr sind Gegenstand zahlreicher 
kritischer Beiträge in allen Massenmedien gewesen. Der Bun- 
desminister der Verteidigung begrüßt dies und wird die damit 
eindeutig bewiesene Offenheit dieser Institutionen weiter för- 
dern, wo immer dies möglich ist. 


7. Aus welchen Gründen hat der Bundesverteidigungsminister 
nicht die vom Sprecher des Ministeriums einmal als „weder 
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zweckdienlich noch ohne weiteres möglich", dann jedoch wieder- 
um als „durchaus möglich" erklärte einstweilige Verfügung 
gegen die von ihm beanstandete Sendung beantragt? 


Wie aus der über einen langen Zeitraum geführten Diskussion 
in der Bundespressekonferenz hervorgeht, hat sich der Sprecher 
des Bundesministeriums der Verteidigung bemüht, die Schwie- 
rigkeiten darzustellen, die durch eine bereits ausgestrahlte 
Fernsehsendung entstandene Schädigung des Ansehens eines 
Menschen mit den üblichen Mitteln der Richtigstellung nach- 
träglich gegenstandslos zu machen. Im übrigen ist bei dieser 
Gelegenheit offiziell unmißverständlich klargemacht worden, 
daß es nicht darum ging, eine einstweilige Verfügung gegen 
einen Fernsehbeitrag zu beantragen, sondern um die Wahrneh- 
mung der oben im einzelnen erklärten Fürsorgepflicht im mili- 
tärischen Bereich. 


8. Hat sich der Bundesverteidigungsminister selbst zu dieser „aus 
dienstlich-fürsorglichen, gesetzlich sogar vorgeschriebenen Grün- 
den" getroffenen Entscheidung veranlaßt gesehen, oder ist sie 
vor allem auf die Beratung seiner Mitarbeiter zurückzuführen? 

Der Bundesminister der Verteidigung pflegt wichtige Entschei- 
dungen selbst zu treffen. 


9. Treffen Informationen zu, wonach der Bundesverteidigungsmini- 
ster bei seinem Versuch, die betreffende Sendung des ZDF- 
Magazins zu verhindern, gezielten Falschinformationen in sei- 
nem Ministerium und aus seiner Partei zum Opfer gefallen ist? 

Derartige Informationen treffen nicht zu. 
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